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A. Kirchliche Gesetze, Verordnungen und 
,Verfügungen 

B. 'Hinweise auf staatliche Gesetze und 
Verordnungen 

Nr.1) Anordnung iiber die Verrechnung von Geldforde- ' 
rungen und ·· Geldver.bindlichkeiten im Abbu­
chungsverfahren - Äbbuchungs-Anordnung -
vom 11. Septe~ber 1981 (GBl. I Nr. 28 S. 343) 

Im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zen.­
tralen Staatsorgane wird folgendes angeordnet: 

§ 1 Geltungsbereich , 

(1) Das· Abbuchungsverfahren findet Anwendung für 
ständig wiederkehrende und ·einmalige Geldforderun­
gen an die Bürger, insbesondere auf Grund von Leistun­
gen, festen Gebühren und Entgelten auf der Grundlage 
von' Tarifen und Rechtsvorschriften sowie für ähnii.che, 
vertraglich fixierte Zahlungen, z. B. aus Nutzungs- und 
Überlfissungsverträgen und für Steuern (nachstehend 
Geldforderungen bzw. Geldverbindlicl:tkeiten genannt). 

(2) Geldforderungen gemäß Abs. 1 können 
-. volkseigene Kombinate und Betriebe, 
- Staatsorgane und rechtlich selbständige staatliche Ein- . 

richtungen, , 

- sozialistische .Genossenschaften und deren reChtlich 
selbständige Einrichtungen, 

~ andlre Betriebe, Einrich,tungen und Organisationen, 
mit denen die Geld- und Kreditinstitute Vereinbarun­
gen gemäß § 3 Abs. 1 abgeschlossen haben, 

(nachstehend Zahlungsempfäniger genannt) 
vom Konto derjenigen :eürger abbuchen, die dazu ihre 
schriftliche Einwilligung gegeben ·haben (nachstehend 
Zahlu?gspflichtige genannt). 

E. Weitere Hinweise 

F. Mitteilung.eo für den kirchlich.eo Dienst 

Nr.3) Predigt :von Bischof Dr. Gienke am 18. 10. 
1981 im Rahmen eines Akademischen Got­
tesdienstes aus Anlaß des 52ojährigen Be­
stehens der Ernst-Mari tz-Arnd t-Uni versi-
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tä t Greifswald· . . . < . . . 103 

(3) Für sofortige Abbuchungen zwischen Zahlungsemp~ 
fängern und zahlungspflichtigen Betrieben' im Geltungs­
bereich der Verrechnungs-Verordnung·1 giit die Last· 
schrift-Anordnung2., · 

§ 2 Verr'echnungsgrundsätze 

(1) Zahlungsempfänger dÜrfen Geldforderungen nur 
vom Konto der Zahlungspflichtigen abbuchen, von de­
nen ihnen die schriftliche Einwilligung zur Anwendung 
des Abbuchungsverfahrens vorliegt. Die Zahlungspflich­
tigen können ihre. Einwilligung zum Abbuchungsver­
fahren sowohl den Zahlungsempfängern als auch ihrem 
kontoführenden ·Geld- oder Kreditinstitut übergeben. 
Das Geld" oder Kreditinstitut lei

1

tet ihm eingereichte 
Einwilligui;igen zum Abbuchungsverfahren an die Zah­
lungsempfänger weiter. 
(2)Die Zahlungspftichtigen könnnen gegenüber den Zah­
lungsempfängern bzw. ihrem · Kontoführenden Geld­
oder Kreditinstitut ihre Einwilligung ·zum Abbuchungs­
verfahren jederzeit schriftlich widerrufen oder ändern. 
Sie können gemäß § 4 Abs. 3 .bei ihrem Geld- oder Kre­
ditin'stitut ein~ sofortige Rückverrechnung unberechtigt 
abgebuchter Geldverbindlichkeiten veranlassen. 
(3) Die Gelg- od.er Kreditinstitute führen Verrechnun­
gen im Abbqchungsverfahren imd\uftrag der Zahlungs­
empfänger aus und schreiben 1 den. Geg.enwert der zur 
Abbuchung eingereichten Geldforderungen den Konten 
der Zahlungsempfänger zu den vereinbarten Terminen 
gut. Die Gutschrift erfolgt utner Vorbehalt der Abbu­
chung der Geldforderungen von den Konten der Zah­
lungspfl.ichtigep. 

§ 3 Einreichung tter Abbuchungsaufträge 
durch die Zahlungsempfänger 

(1) Die Zahlungsempfänger sind verpflichtet, vor An­
wendung des Abbuchungsverfahrens .mit ihrem konto-

1 Z. Z. gilt·die Verrechnungs-Verordnung vom 12. Jurii 1968 (GB!. 
II Nr. 64 S. 423). ' , . ' 

2 z. Z. gilt 'ctie Lastschrift-Anordrü.mg vom s. August 1978 (GBl. I 
Nr. 28. S. 314). 
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führenden Geld- oder Kreditinstitut eine schriftliche 
Vereinbarung abzuschließen. Die Vereinbarung kann 
auch von übergeordneten Organen der Zahlungsempfän­
ger mit ihr.em Geld- oder Kreditinstitut abgeschlossen 
werden. Sie muß mindestens Festlegungen .enthalten 
über · 

die Verpflichtung des Zahlungsempfängers, dem 
Geld- oder Kreditinstitut nur solche Abbuchungs­
aufträge zu übergeben, zu denen die Einwilligung 
der Zahlungspflichtigen vorliegt, 
die Verpflichtung des Zahlungsempfängers, die Ab­
buchung gegenüber denselben Zahlungspfiichtigen zu 
regelmäßigen Terminen zu sichern, 
die Übergabe der .Abbuchungsaufträge an das· Geld­
ode:r: Kreditinstitut in Form von datenerfassungs· 
gerechten Belegen oder maschinenlesbaren Di!ten­
trägern sowie die Termine der Einreichung der Ab-: 

, buchtingsaufträge, 
die Verpflichtung des Zahlungsempfängers, Maßnah• 
men zur Werbung von Teilnehmern am Abbuchungs­
verfahren, die Einbeziehung neuer Arten von Geld· 
forderungen in dieses Verfahren und vorgesehene 
Veränderun.!ten in der. Durchführung des Verfahrens, 
die Auswirkungen auf die Zahlungsptlichtigen und 
die Geld- und Kreditinstitute haben; vorher mit sei~ 
nem ko.ntoführenden Geld- oder Kreditinstitut ab­
zustimmen. 

· Das kontoführende Geld- oder Kreditinstitut des Zah­
li:tngsempfängers ist berethtigt; die Einhaltung der. ver­
einbarten Festlegungen zu kontrollieren. 

(2) Abbuchungsaufträge für ständig wiederkehrende 
(}eldforderungen sind den Geld~ .und Kreditinstituten. ' 
von den Zahlungsempfängern so rechtzeitig zu l!ber­
.geben, daß die Abbuchung von den Konten der Zah­
lungspflichtigen zu den mit diesen vereinbarten Termi­
nen gewährleistet ist. Mit der Abbuchung v,om Konnto 
des Zahlungspflichtigen. gilt die Geldforderung für den 
betreffenden Abrechnungszeitraum als bezahlt. Veran­
lassen Zahlungsempfänger Abbuclmngen zu einem spä­
teren Termin, als das mit den Zahlungspfiichtigen ver­
einbart wurde, gilt auch iri diesen Fällen die Zahlµng 
als termingemäß erfolgt. Treten Zahlungsrückstände ein, 
ist die Nachzahlung· der rückständigen Beträge vom 
Zahlungsen;i.pfänger mit dem Zal].lungspflichtigen geson-
dert zu vereinbaren. · 

(3) Abbuchungsaufträge für einmalige Geldforderungen 
haben die Zahlungsempfänger. bis spätestens 2 Wochen 
nach Fälligkeit bei ihrem Geld- oder Kreditinstitut ein-
zureichen. · 

(4)Die Zahlungsempfänger haben mit den Abbuchungs­
aufträgeri Informationen für die Zahlungspflichtigen so 
zu übergeben, daß diese aus den Kontoauszügen den 
Grund, der Zahlungen erkeripen .können. 

(5) Die Zahlungsempfänger haben. zu gewährleisten, daß 
·von Zahlungspflichtigen gegebene 'Einwilligungen .zum 
Abbuehungsverfahren sowie Äriderungen und Löschun­
gen terminlich entsprechend ihren Zahlungsbedingun­
gen berücksichtigt werden. Die Zahlungsempfänger ha-: 
ben die Zahlungspflichtigen über den Zeitpunkt des Ee.: 
ginns der Abbuchung zu informieren. 

(6) Die Zahlungsempfänger sind den Zahlungspflichtigen 
für fehlerhaft bzw. ungerechtferti.gt eingereichte Ab­
buchungsaufträge nach den zivilrechtlichen Bestimmun­
gen verantwortlich. , 

§ 4 Abbuchung der Geldverbindlichkeiten 
von den Konten der Zablungspftichtigen 

(1) Der Zahlungspflichtige hat zu sichern, . daß sein 
Konto zum Fälligkeitstermin die erforderliche Verfü­
gup.gsmöglichkeit aufweist. Bis zur ersten Abbuchung 

hat der Zahlungspflichtige die termingerechte Bezahlung, 
fälliger Geldverbindlichkeiten selbst zu gewährleisten 

(2) Nach Eingang des Abbuchungsauftrages wird die 
Geldverbindlichkeit vom Konto des ,Zahlungspflichtigen 
abgebucht. Der Zahlungspfiichtige wird von der Abbu­
chung durch Kontoauszug benachrichtigt. Der Ausdruck 
der Abbuchung auf deri Kontoauszügen gilt für .den 
Zahlungspflichtigen als Quittung für die. Zahlung. 

(3) Das kontoführende Geld- oder Kreditinstitut des 
Zahlungspfiichtigen nimmt eine sofortige Rückverrech­
nung, der abgebuchten Geldverbindlichkeiten vor, wenn 
der Zahlungspflichtige seiner Bank innerhalb v,on 3 Mo­

. na:ten nach dem Tag der Abbuchung schriftlich erklärt, 
daß er dem Zahlungsempfänger ,gegenüber keinen Auf„ 
tra'/i~ zur Abbuchung erteilt hat oder die Abbuchung aus 

. anderen Gründen unbereChtigt war. In diesen Fällen 
übersendet.das Geld- oder Kreditinstitut des Zahlungs­
pflichtigen dem Zahlungsempfänger ein Avis, aus dem 
der Anlaß der Rückverrechnupg und weitere für den 
Zahlungsempfänger erforderliche Daten hervorgehen. 
Die Za,hlungspflichttgen sind den Zahlungsempfängern 
für. ungerechtfertigte. Rückverrechnungen nach den zivil­
rechtlichen Bestimmungen verantwortlich. 

(4) Das kontoführende Geld- oder· Kreditinstitut des 
Zahlungspflichtigen kann Geldverbindlichkeiten inner­
halb von 5 Werktagen nach Abbuchung an den Zah­
lungsempfänger zutückverrechnen, wenn auf dem Konto 
des Zahlungspflichtigen die VerfÜgungs1Tiöglichkeit nicllt 
ausreicht. Teilabbuchungen werden p.icht vorgenommen. 

· Das Geld- oder Kreditinstitut benachrichtigt von der 
Rückverrechnung den Zahlungspflichtigen und durch 
Avis den Zahlungsempfänger. 

(5) Reicht die Verfügungsmöglichkeit auf dem Konto des 
Zahlungspfiichtigen wiederho~t nicht aus, kann das 
kontoführende Geld- oder Kreditinstitut des Za,hlungs­
pflichfigen die weitere Verrechnung der Geldverbindlicll­
keüen im Abbuchungsverfahren ablehnen. Das Geld­
oder Kreditinstitut unterrichtet davon die Zahlungs­
partner und fordert den Zahlungspfiichtigen auf, die 
Zahlu11gen an den. Zahlungsempfänger künftig selbst 
durchzuführen. Der Zahlungsempfänger ist auch zu in­
formieren, wenn die Abbuchung nicht möglich war, weil 
das Konto des Zahlungspfiichtigen gelöscht wurde. 

§ 5 Schlußbes~immungen 

(1) Diese Anordnung tritt !Ilit ihrer Veröffentlichung in 
Kraft.· 
(2) Mit Zahlungsempfängern, die Geldforderungen im 
Abbuchungsverfahren verrechnen, sind von den konto­
führenden Geld- und Kreditinstituten innerhalb von 3 
Monaten nach Inkrafttreten dieser Anordnung Verein-

. barµngen gemäß § 3 Abs.1 abzuschließen bzw. bestehen-
de Vereinbarungen entsprechend zu ergänzen. · 

Berlin, den 11. Septeqiber.1981 , 
Der Präsident der Staatsbank 

der Deutsclten Demokratischen Republik 
Kaminsky 

Nr.2) Verordnung über dai:; Meldewesen in der Deut· 
· sehen Demokratischen .Republik - Meldeordnung 

- (MO) vom 15. Juli 1965. (GBl.11 Nr.109 S. 761) 
in der Fassung der .zweiten Verordnung vom 
15. Juni 1972 (GBl.11 Nr. 39 S~ 443) und der Dritten 
Verordnung voin 29.1\fai 1981 (GBl.1Nr.23 s. 281) 

Zur ,Neuregeiung des Meldewesens wird folgendes ver­
ordnet: 

1. Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Umfang der Meldepflicht 

(1) Personen, die sich in der Deutschen Demokratischen 
·Republik aufhalten, sind nach den Bestimmungen dieser 
Verordnung meldepflichtig. 
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(2) Die Bestimmungen über die Wohnraumlenkung wer­
den von der Erfüllung der Meldepflicht nicht berührt. 
Von der Erfüllung der Meldepflicht kann kein Anspruch 
auf W ohnungszuteiiung abgeleitet werden. 

(3) Wohnung im Sinne dieser Verordnung ist jeder 
Raum, der zum Wohnen ',oder Schlafen ,genutzt wird. 

§ 2 Befreiung von der ,Meldepflicht 

(1) Von der Meldepflicht sind befreit: 
1. Ausländer, die einen vom Ministerium fü~ Auswär­

tige Angelegenheiten der Deutschen Demokratischen 
Republik ausgestellten Diplomatenausweis, Konsular-
ausweis oder Au~weis, besitzen; ' 

2. Ausländer, die in ihren Pässen einen R,egistrierver­
merk der Protokollabteilung des Ministeriums :fik 
Auswärtige Angelegenheiten der, Deutschen Demo­
kratischen Republik haben. , 

(2) Der Minister des Innern und Chef der Deutschen 
Volkspolizei kann anordnen, daß auch andere Personen 
,von der Meldepflicht befreit werden. 
(3) Der internatsmäßig~ Aufenthalt in Kasernen, und 
Schulen der bewaffneten Organe der Deutsrhen Demo­
kratischen Republik rst riicht meldepflichtig. 

§ 3 Meldepflichtige Personen 

(1) Die Meldepflicht ist persönlich zu erfüllen, wenn 
nicht die Vertretung nach den Bestimmungen dieser 
Verordnung gestattet ist. , 

(2) Für Kinder 'bis ~um vollendeten 14. Lebensjahr ,ha­
ben die Eltern oder andere Erziehungspflichtige, für 
Entmündigte hat. der gesetzliche Vertreter die Melde­
pflicht zu erfüllen. Befinden sicli diese Meldepflichtigen 
nicht an dem Ort, an dem die Meldung vorzunehmen 
ist,, oder sind sie verhindert, der Meldepflicht nachzu­
kommen, SQ obliegt die Meldepflicht dem Wohnungs­
geber. 

(3) Die Leiter, der Gemeinschaftsunterkünfte v,on Be­
trieben, Universitäten, Hoch-, Fach_- und Ingenieur­
schulen, Schulen von Betrieben u,nd staatlichen Einrich­
tungen sin<;l berechtigt, für Personen, die in diesen Un­
terkünften Wohnung riehmen, die Meldepflicht gemäß 
den §§ 7 und 8 zu erfüllen. 

(4) Ist die nach, den Bestimmungen dieser Verordnung 
zur, Vertretüng berechtigte Person nicht in der Lag~. 
die für die Erfüllung der Meldepflicht erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen, kann verlangt werden daß Ur­
kunden vorzulegen sind oder , der MeldeP,flichtige per­
sönlich erscheint. , 

§ 4 Erfüllung der Meldepflicht ' 

(1) Die Erfüllung der Meldepflicht hat bei den in dieser 
Verordnung .genannten Dienststellen der Deutschen 
Volkspblizei 'zu erfolgen. 

(2) Dei Minister: des Innern udn Chef der Deutschen 
Volkspolizei kann anordnen; daß die Meldepflicht auCh 
bei anderen Dienststellen erfüllt werden kann. 

§ 5 

Vorlage der Ausweis.e bei der Erfüllung der Me~depfticht 
(1) Bei der Erfüllung der Meldepflicht ist der PersonaF 
ausweis oder das zur Einreise oder zum Aufenthalt be­
rechtigende Personaldokument vorzulegen. 

(2) Las,sen sich Personen bei der: Erfüllung der Melde­
pflicht vertreten, so sind die im Abs. 1 genannten Doku­
mente der meldepflichtigen Personen vorzulegen. 

§ 6 Bestätigung über die Erfüllung der Meldepfticht 

Die Erfüllung der Meldepflicht gemäß den §§ 7, 8, 9 und 
10 ist durch die Deutsche Volkspolizei im Personalaus-, 

weis, auf dem zur Einreise oder zum Aufenthalt berech­
tigenden Personaldokument bzw. auf einer Anlage zu 
diesen Dokumenten oder auf einer Bescheinigung zu 
bestä ti.gen. 

II. An- und Abmell'(epfticllten 

§ 7 Hauptwohnung 

(1) Wer ein,e Wohnung bezieht, hat sich binnen 7 Tagen 
bei der für den Aufenthalt zuständigen Meldestelle der 
Deutschen Volkspolizei oder dem Volkspolizei-Kreisamt 
anzumelden. 

(2) Neugeborene brauchen nicht angemeldet zu werden, 
wenn sie nach der ,Geburt in der elterlichen Wohnung 
Aufnahme finden. 

(3) Wer aus einer Wohnung auszieht, hat sich spätestens 
am Verzugstag unter Angabe der neuen Wo):mung bzw. 
des zukünftigen Aufenthaltes bei der für den Aufent­
haltsort' zuständigen Meldestelle der Deutschen Volks­
polizei oder dem Volkspolizei-Kreisamt abzumelden. 

(4) Meldepflichtige Personen können sich l:)ei der An­
und Abmeldung durch einen ausweispflichti.gen Haus­
haltsangehörigen oder durch die. Person, die das Haus-
buch führt, vertreten lassen. ' 

(5) Bei Wohnungswechsel innerhalb des Bereiches eines 
Volkspolizei~Kreisamtes und innerhalb der Hauptstadt 
der Deutschen Demokratischen Regublik bedarf es kei­
ner Abmeldmig. 

(6) Die Deutsche Volkspolizei ist verpflichtet,_ Personen 
abzumelden, die ihre Pfücht zur Abmeldung nach Abs. 3 
unterlassen haben. 

§ 8 ,Nebenwohnung 

(1) Personen, die nach § 7 gemeldet sind und aus Grün -
den der Berufsausbildung Berufsausübung oder des Stu­
diums eine Nebenwohnung beziehen, haben sich am Ort 
der Nebenwohnung anzumelden, soweit nicht Aufent­
halt nach § 16 genommen wird. 

(2) Personen, die nach § 7 gemeldet sind 1:md eine Som­
merwohnung als Nebenwohnung nutzen; haben sich am 
Ort der Nebenwohnung anzumelden. Die Sommerwoh­
nung gilt dann als Nebenwohnung, wenn sie im Som­
mer anstelle der Hauptwo):mung vorwiegend zum Auf-

. enthalt genutzt wjrd. In Zweifelsfällen entscheidet über 
eine Anmeldepflicht im Sinne dieser Bestimmung die 
Deutsche Volkspolizei.' 

(3) Für das Beziehen und das Ausziehen aus einer Ne­
benwohnung gelten die Bestimmungen des § 7. 

§ 9 Besuchsweiser Aufenthalt 

(1') Wer nach§ 7 gemeldet ist und sich länger als 30 Ta­
ge besuchsweise, bei Verwandten oder Bekannten auf­
hält, die nicht gewerbsmäßig Gäste belierbergen, hat 
sich innerhalb dieser 30 Tage bei der Meldestelle der 
Deutschen Volkspolizei, wenn sich an diesem Ort keine 
Meldestelle befindet, beim Abschnittsbevollmächtigten 
der Deutschen' Volkspolizei besuchsweise anz~melden 
und vor der Abreise abzumelden. 

(2), Bei der besuchsweisen An- und Abmeldung kann 
der Meldepflichtige durch eine ausweispflichtige Person 
vertreten_ werden. 

'~ 

(3) , übersteigt der besuchsweise Aufenthalt die Dauer 
von 6 .Monaten, so tritt die Meldepflicht nach § 7 ein. 
Wird die bisherige Wohnung beibehalten, ist bei der 
Erfüllung der Meldepflicht besonders darauf zu ver­
weisen. 
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§ 10 Meldepflicht für Personen, 

die in die Deutsche Demokratische Republik einreisen 
(1) Personen, cj.ie in die. Deutsche Demokratische Repu­
blik. einreisen und nicht nach.§' 7. ,gemeldet sind, haben 

. sich Jm j~dem Aufenthaltsort binnen 2.4 Stunden per­
sönlich bei dem für den Aufenthaltsort zuständigen 
Volkspolizei-Kreisamt anzumelden und vor der Abreise 
wieder abzumelden. ' 

(2) Bürger <;ier Deutschen Demokratischen Republik, die 
ihren ständigen· Wohpsitz im Äusland haben,. und Aus­
länder, die nicht nach §. 7 gemeldet sind, haben die An­
und Abmeldepflicht mit der Anmeldung am ersten Auf­
enthaltsort erfüllt. 

(3) Für Personen, die. auf Einladung staatlicher Organe 
und Institutionen oder gesellscllaftlicher Organisationen 

·oder als Touristen, in die Deutsche Demokratische Repu­
blik einreisen, kann' die Meldepflicht von dem einladen-
den bzw. betreuenden· staatlichen Organ, der Institution 
oder gesellschaftlichen Organisation erfüllt werden. 

(4) Für Personen, die in gewerbsmäßigen oder gemein~ 
nützigen Beherbe~gungsstätten (z. B. Hotels, Gasthöfe, 
Fremdenheime, ,Gästehäuser) sowie in Einrichtungen 
vorl Religionsgemeinschaften Aufenthalt nehmen, kanu 
die Meldepflicht durch den .Leiter der Beherbergungs­
stätte erfüllt werden.,· 

1 

'(5) Überstelgt der Aufenthalt die Dauer von 6 Monaten, 
tritt die Meldepflicht nacli § 7 ein. 

§ 11 Meldepflicht bei Wehrdienst 

(1) Personen, die zum aktiven Wehrdienst oder Dienst 
in den Organen, der 'der Ableistung des aktiven Wehr­
dienstes entspricht, einberufen bzw. eingestellt werden, 
haben sich unter Vorlage des Einberufungsbefehls bzw.'. 
Einstellungsbescheides und des Wehrdienstausweises 
zurh Wehrdienst abzumelden und nach •Beendigung des 
Wehrdienstes binnen. 7 Tagen anzumelden., 

(2), Liegen zum Zeitpunkt der Abmeldung zum Wehr­
dienst oder während des Wehrdienstes die Vorausset­
zungen des § 7 vor, so sind die sich daraus ergebenden 
Pflichten unabhängig von der Abmeldung zum Wehr-
dienst zu erfüllen. · 

"§ 12 Meldepflicht für Binnenschiffer 

(1) Für 'Binnenschiffer und deren Haushaltsangehörige, 
die keine Wohnung -an Land haben, gilt das Schiff als 
Wohnung. 

(2) Für Binnenschiffer und deren Haushaltsangehörige, 
.die eine· Wohnung an Land haben und dort 'nach § 7 
gemeldet sind, gilt das Schiff als Nebenwohnung ;gemäß 
§ 6 Abs.1. 

(3) Binnenschiffer und deren Haushaltsangehprige kön­
nen ihre Meldepflicht auch bei der für den nächsten 
Anlegeort zuständigen Meldestelle der DeutschenVolks­
'polizei erfüllen. 

HI. Besondere Meldepflichten 

·§ 1.3 Nebenmeldepflicht 

(1) Außer de.n zur An-. und Abmeldung Verpflichteten 
sind 
1. der. Eigentümer, Besitzer oder Verwalter eines Hau­

ses für alle Hausbewohner, mit denen ein. Mietver­
hältnis besteht; 

2. der Wohnungsgeber für'die bei .ihm wohnenden oder 
sich besuchsweise aufhaltenden Personen; 

3. der Leiter einer Gemeinschaftsunt()rkunft für di.e in 
der Unterkunft wohnenden Personen 

hebenmeldepflich tig. 

(2') Der. Nebenmeldepflichtige hat nach Ablauf der 
Meldefristen zu prüfen, ob die Bestätigung der Deut­
schen Volkspolizei über. die Erfü~lung der Mel<;iepflicht 
nach § 6 vorliegt. Wurde der Meldepflicht nicht nach­
gekommen, ~st die zuständige Dienststelle der Deutschen 
Volkspoli~ei ihnerhalb von 3 Tagen zu verständigen. 
(3) Die Nebenmeldepflicht kann von einem Vertreter 
erfüllt werden, wenn der Nebenmeldepfüchtige verhin­
dert ist oder wenn 'er infolge des Umfanges der zu er­
füllenden Me_ldepflichten diese nicht persönlich erfüllen 
kann.· 

F~hrung von Uausbüchern 

§ 14 

(1) Hausbücher sind für jedes Wohngebäude sowie für 
Gemeinschaftsunterkünfte zu führen. 

.(2) Die PfliCht zur Führung von Hausbüchern obliegt den 
'Eigentümern, Besitzern .oder Verwaltern von Wohnge- J 

bäuden. In Gemeinschaftsunterkünften obliegt diese 
Pflicht den Leitern dieser Unterkünfte. In Abstimmung 
mit den Haus.gemeinschaften kann auch ein·von ihnen 
benannter Vertreter mit der Führu~g des Hausbuches 
beauftragt werden. · 

(3) Die nach Abs. 2 zur Fül).rung der H;msbucher Ver-
. pflichteten sind berechtigt, die Führun~ der Hausbücher 

durch Vertreter vornehmen zu lassen, und verpflichtet, 
diese der zuständigen Meldestelle der Deutschen Volks­
polizei oder deµi Volkspolize;i-Kreisamt namentlich zu 
benennen sowie Einfluß 'auf die ordnungsgemäße Füh-
rung der Hausbücher, zu. nehmen. · 

(4) Geht die Pflicht zur Führung des Hausbuches au! 
eine andere Person über, ist das Hausbuch· dieser zu 
übergeben. 'sofern, dies nicht möglich ist, hat die Über­
gabe des Hausbuches an die zuständige Meldestelle der 
Deutschen Volkspolizei oder das Volkspolizei-Kreisamt 
zu erfolgen. 

(5) Die Leiter der Volkspolizei'-Kreisämter können mit 
den· örtlichen Räten vereinbaren, daß in Gemeinden 
unter 1000 Einwohnern für alle oder für mehrere Wohn­
gebäude durch den Bürigermeister· oder andere von ihm 
beauftragte Personen ein gemeinsames Hausbuch ge­
führt wird. 

(6) In 'anderen als im Abs. 5 genannten Gemeinden, 
können die Leiter der Volkspolizei-Kreisämter verfü­
gen, daß für mehrere Wohngebäude ein. gemeinsames 
Hausbuch zu führen ist: 

(7) Als Hausbücher' sind nur die vom Ministerium des 
Innern herausgegebenen Vordrucke ·zu verwenden. In 
Gemeinschaftsunterkünften kann anst~lle der Haus­
bücher eine Kartei geführt: werden, welche die gleichen 
Angaben wie die Hausbüche.r zu enthalten hat. 

(8) Die Hausqücher sind nur den Sicherheitsorganen 
bzw. anderen dazu ermächtigten Personen auf Verlan­
gen vorzulegen. Auskünfte aus den. Hausbüchem 'dürfen 
unberechtigten ':Personen nicht ·gegeben werden. Die 
Deutsche Volkspolizei kann Hausbücher zeitweilig ein­
ziehen. 

. ' ' 
(9) Die zuständigen örtlichen Räte sind berechtigt, die 
ordnungsgemäße Führung der H;ausbücher zu kontrol-

. lieren und Hausbücher in Abstimmung mit den Leitern 
der Volkspolizei-Kreisämter zeitweilig einzuziehen: 
-(10) Der Verlust der Hausbücher' ist umgehend der Deut­
schen Volkspolizei zu melden. 

§ 15 

(1) In das Hausbuch haben si,ch .unter Vorlage der im 
§ 5 genannten Dokumente eintragen zu la!lsen :· 
1. Personen, die nach § 7 und § 8 meldepflichtig sind, 

innerhalb von 7 Tagen; 
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2. Personen, die nach § 7 gemeldet sind und sich länger 
~lls 3. Tage bei Verwandten. oder Bekannten, die nicht 
gewerbsmäßig Gäste beherbergen, besuchsweise auf­
halten, innerhalb. der errsten 3 Besuchstage; 

3. Personen, die in die I'.leutsche Demokratische Repu­
. blik eingereist sind, innerhalb von 24 Stundefü 

(2) Neugeborene sind ebenfalls in das Haµsbuch einzu­
tragen. 

(3) Beim Ausziehen aus einer Wohnung ist die neue 
Wohnahschrift im Hausbuch eintragen zu Hissen. 

(4) Bei Namensänderungen ist eine Neueintragung der 
betrEtffenderi Person im Hausbuch vornehmen zu lassen. 

(5) Die im Hausbuch eingetragenen Person~n haben die 
Richtigkeit der Angaben im Hausbuch durch ihre Unter..: 
schrift ·zu bestätigen. 

(6) Die zur Eintragung .in das Hausbuch verpflichteten 
Personen können. sich durch. den Wohnungsgeber ver­
treten lass'en. 

§ 16 Aufenthalt in. Gemeinschaftsunterkünften 

(1) Für Personen, die geriläß § 7 gemeli;iet sind und 
einen Aufenthalt in einer·Gemeinschaftsunterkunft von 
Betrieben, Universitäten, Hoch-, Fach- oder Ingenieur­
schulen, Schulen von Betrieben und staatlichen Einrich­
tungen bis zU: 1 Jahr nehmen,. haben die Leiter' dieser 
Gemeinschaftsun.terkünfte die An- und Abmeldepflicht 
innerhalb von 3 Tagen zu erfüllen. Die Leiter von Ge­
meinschaftsunterkünft.en können sich bei der Erfüllung 
der Meldepflicht vertreten lassen, wenn sie verhindert 
sind oder wenn sie infolge des Umfanges der zu er­
füllenden Meldepflichten diese nicht persönlich erfüllen 
können. 

(2) übersteigt der Aufenthalt die Dauer von 1 Jahr, tritt 
die Meldepflicht ·gemäß . den §§ 7 oder 8 ein. Diese 
Meldepflicht kann gemäß § 3 Abs. 3 auch von den Lei­
tern der Gemeinschaftsunterkünfte erfüllt werden. 

(3) D_ie Leiter der Volkspolizei-Kreisämter haben zu 
ver~ügen, in welcher Form, zu welchen Zeiten und bei 
wefrher Diernitstelle der Deutschen Volkspolizei die 
die Meldung zu erfolgen hat. 

§ 17 Aufenthalt in Beherbergungsstätten 

(1) Leiter oder Inhaber von Unternehmen, die der ge­
werbsmäßigen oder gemeinnützig";n Beherbergung die­
nen (z. B; Hotels, Gasthöfe, Fremdenheime, Gästehäusfr) 
sowie die Leiter der Einrichtungen von Religions­
gemeinschaften sind ·verpflichtet, ein Gästeverzeichnis 
über die beherbergten Personen, zu. führen und diese 
mit dem Meldeschein qer • Beherbergungsstätten der 
Deutschen Volkspolizei zu melden. Die ausgefüllten 
Meldescheine sind mi't den Angaben im Personalausweis 
oder im zur Einreise oder zum. Aufenthalt berechtigen­
den Paß oder anderen. Personaldokumenten auf ihre 
Übereinsti,mmung zu prüfen. Die Meldqng hat inner­
halb von 12 Stunden nach dem Eintreffen .des Gastes 
zu erfolgen. 

(2) Für Ausländer, die noch keine Genehmigung zum 
Aufenthalt in der Deutschen Demökratischen· Republik 
bzw. keine Meldebestätigung oder keinen Registrierver­
merk der Protokollabteilung des Mirtist~riµms für Aus­
wärtiige Angelegenheiten besitzen, Sind der Deutschen 
Voikspoliiei mit dem Meldeschein der Beherbergungs­
stätten gleichzeitig die Pässe od~r andere Personaldoku­
mente vbrzulegen. 

(3) Die Deutsche· Volkspolizei ist unverzüglich zu ver­
ständigen, wenn die Vorlage des Passes oder eines an­
deren Personaldokumentes oder das .Ausfüllen des 
Meldescheines verweigert wird. ' 

(4) Die zur Meldung verpflichteten Personen können sich 
bei der Erfüllung der Meldepflieht vertreten. lassen, 
wenn sie verhindert sind oder wenn sie infölge de::; 
Umfanges ·der. zu erfüllenden Meldepflichten diese nicht 
persönlich ·erfüllen können. ' 

(5) Die Leiter der Volkspolizei-Kreisämter haben zu 
verfügen, zu welchen Zeiten und bei welcher Dienst­
stelle der Deutschen Volkspolizei die Meldung zu er­
folgen hat. 

(6) Für Ausländer, die einen vom Ministerium für Aus­
wärtLge Angelegenheiten der .Deutschen Demokratischen 
Republik ausgestellten DiplofnatenausMTeis oder K'orisu~ 
larausweis besitzen, sind keine Meldescheine. der Be­
herbergungsstätten• auszufullen. Über . diese Ausländer 
ist lediglich im Gästeverzeichnis Nachweis zu führEtn. 
Für Ausländer, die einen vom· Ministerium für Auswär­
tige Angelegenheiten der ·. Deutschen Demokratischen 
Republik ausgestellten ·Ausweis besitzen, sind Melde­
scheine der Beherbergungsstätten auszufüllen. 

(7) Den Leih~tn von Zimmernachweisen obliegt die 
Meldepflicht pach den .Absätzen 1 bis 6 bei Einweisun­
gen in private Unterkünfte .. Die Pflicht zur Führung 
des Gästeverzeichnisses hat der Zimmervermieter. 

(8) Die Leiter der Volkspolizei-Kreisämter können 
durch Verfügung die Meldepflicht ·nach den Absätzen 
1 bis 6 auch auf andere Personen, die Reisende oder 
Erholungssuchende beherber;gen,. ausdehnen. · 

(9) übersteigt der Aufenthalt die Dauer. von 6 Monaten, 
tritt die Meldepflicht' nach § 7 oder § 8 ein. Wird die bis­
herige Wohnung beibehalten, ist bei der Erfüllung der 
Meldepflicht nach § 7 beso11ders darauf zu verweisen. 

§ 18 Meldeschein .der Beherbergungsstätten 

(l') Der Meldeschein der Beherbe!'.gungsstätten hat dem 
als Anlage' beigefügten Muster zu .entsprechen. 

(2) Für jede Person muß ein Meldeschein ausgefüllt 
werden. Für. Ehepaare genügt ein gemeinsamer Melde­
schein. Ki,nder unter 14 Jahren si!1d ihre; Zahl nach auf 
dem Meldeschei.n desjen~gen einzutragen, in dessen Be­
gl~itung sie sich ~efinden. 

(3) Die' beherbergten Personen haben . den Meldeschein 
persönlich zu unterschreiben und sich mit dem im § 5 
genannten Dokument. auszuweisen. Bei Ehepaaren ge­
nügt die Unterschrift eines Ehe.gatten. 

(4) Bei der Beherbergurtg von Touristengruppen, deren 
Reiseteilnehmer nach § 7 gemeldet sind . und die von 
staatlichen Organen, Institution,en oder gesellschaftlichen 
Organisationen betreut werden, genilig•t es, wenn der 
Leiter der Gruppe für seine Person den Meldeschein 
ausfüllt und die Reiseteilnehmer zahlenmäßig angibt. 
Die gleichen Eintragungen sinq im Gästeverzeichnis 
vorzunehmen. 

§ 19 Gästeverzeichnis 

(1) Das· Gästeverzeichnis ist in Buch-,' Block-, Listen­
oder Karteiform zu führen und hat die im Meldeschein 
der Beherbergungsstätten (Anla?e) enthaltenen Anga-
ben nachzuweisen. · ' , 

(2) Das Gästeverzeichnis ist den Sicherheitsorganen auf 
Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen .. Die Eintra­
gungen sind 3 Jahre nach~uweisen. 

§ 20 Aufenthalt in Ferienh~imen und Jugendherbergen 

(1') Die Leiter von Ferienheimen der gesellschaftlichen 
Organisationen, staatlichen Organe, Institutionen und 
Betriebe sowie von Jugendherbergen und anderen der 
Touristik, dem .Spo;t und Wanderrt dienenden Unter­
künften sind verpflichtet, über alle. beherbergten Per-
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sonen ein Gästeverzeichnis nach § 19 Abs. 1 zu führen. 
Das gleiche trifft für Vertragspartner dieser Einrichtun­
gen zu. 

(2) Bei Wandergruppen .der Pionierorganisation „Ernst 
.Thälmann" genügt die .Eintragung der Personalien des 
Pionierleiters. 

§ 21 Aufenthalt in Schulen 

Die Leiter der Schulen von ParteieI1 und Massenorgani­
sa'tionep. haben über alle internatsmäßig untergebrach­
ten Lehrgangsteilnehmer ein Verzeichnis nach § 19 Abs. 
1 zu führen. Nichtinternatsmäßig untergebrachte Lehr­
gangsteilnehmer sind nach § 7 qder § 8. meldepflichtig. 

§ 22 Aufenthalt in Einrichtunge
1
n des Gesundheitswesens 

(1) Die Leiter von Einrichtungen des Gesundheitswesens 
sind verpflichtet, über alle stationär auf.genommeneil 
Personen .ein Verzeichnis in der im § 19 Abs. 1 bezeich­
neten Art zu führen. 

(2) Personen über 14 JahJe, die keinen oder keinen 
gültLgen Personalausweis der Deutschen Demokratischen 
Republik besitzen, sind der Deutschen Volkspolizei so­
fort zu melden. 

(3) Die Leiter von Einrichtungen des Gesundheitswesens 
können sich bei der Erfüllung der Meldepflicht vertre­
ten lassen, wenn sie verhindert sind oder werin sie in­
folge des Umfanges der zu erfülfoI1den Meldepflichten 
diese nicht persönlich erfiillen können. 

§ 23 Aufenth~lt, auf Zeltplätzen 

(1) Personen, die auf Zeltplätzen Aufenthalt nehmen, 
haben sich bei d.em Beauftragten des für den Zeltplatz 
zustäry.digen örtlichen Staatsorganes umgeliend, späte­
st.ens am Vormittag des r;iach dem Eintreffen folgenden 
Tages, zu melden. Sie könn·en sich bei 'der Erfüllung 
dieser Meldepflicht durch eine ausweispflichtige Person 
vertreten lassen. Durch die zuständigen örtlichen Staats­
organe sind Voraussetzungen zu schaffen, daß die Meide­
pflicht auf dem Zeltplatz o.der in dessen unmittelbarer 
Nähe erfüllt werden kann. 

' (2) Von deIJ, für ;?;eltplätze zl.jständigen örtliche!) Staats-
organen ist ein' Gästeverzeichnis nach § 19 Abs. 1 zu 
führ,:m, in das alle nach Abs. 1 meldepflichtigen Perso­
nen efozutragen sind, die auf diesen Plätzen in Zelten, 
Kraftfahrzeugen, Wohnwagen oder anderen UnterkÜnf-
ten Aufenthalt nehmen. · · 

(3) Das Gästeverzeichnis ist den zuständigen staatlichen 
Organen auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzulegen. 
Die:Eintragungen sind l Jahr nachzuweisen. 

§ 24 Meldepflicht für Personen, 
·die mit Wohnwagen von <;>rt zu Ort ziehen 

(1) Personen, die mit Zirkusbetrieben, sowie Personen 
und deren Beschäftigte, die in Ausübung .eines Gewer7 
bes mit Wohnwagen von Ort zu Ort ziehen, haben sich 

·umgehend, spätestens am Vormittag des nach dem Ein­
treffen folgenden Tages, bei der für den Aufenthaltsort 
zuständigen Meldestelle der Deutschen Volkspolizei zu 
melden. Dabei sind die im· Meldeschein der Beherber­
gungsstätten (Anlage) enthaltenen Angaben erforderlich. 
Gleichzeitig ist der näcliste Aufenthaltsort bekanntzu-
geJ::>en. ' · 

(2) Befindet sich keine Meldestelle der Deutschen Volks­
polizei am Ort, ist die Meldepflicht beim Abschnitis­
bevollmächtig,ten der Deutschen Volkspolizei zu erfüllen; 
(3) Die Meldepflicht nach Abs.l kann von einem aus­
weispflichtigen Haushaltsangehörigen oder vom Leiter 
bzw. Inhaber des Betriebes oder Unternehmens für die 
bei ihm beschäftigten Personen mit erfüllt werden. 

(4) Unabhängig von der im Abs. 1 .geforderten Melde­
pflicht müssen diese Personen nach § 7 oder § 10 ge­
meldet sein. 

· IV, Übertragung von· Befugnissen zur Kontrolle 
über die Einhaltung der Meldebestimmungen 

§ 25 Rechte für Beauftragte von Hausgemeinschaften 

Beauftragte der Hausgemeinschaften haben das Recht: 
1. in den zur Hausgemeinschaft gehörenden Wohnge­

bäuden Einsicht in die Hausbücher zu nehmen; 
2. die Kontrolle über die Einhaltung der Meldepflicht 

auszuüben und sich die von der Deutschen Volkspoli­
zei nach § 6 erteilten Bestätigungen über die Erfül­
lung der Meldepflicht zur Einsicht vorlegen zu lassen; 

3. Personen, die ihre Meldepflicht nicht eingehalten ha­
ben, zur umgehend~n Erfüllung dieser Pflicht aufzu-
fordern; · · , 

4. Auskünfte bei den zuständigen Meldestellen der.Deut­
schen Volkspolizei über. die Einhaltung der Melde­
pflicht der im Wohngebäude wohnenden oder sich 
aufhaltenden Personen einzuholen. 

§ .26 Kontrolle durch ermächtigte Person.e~ 

(1) Die Leiter der Volkspolize,i-Kreisämter haben da's 
Recht, Beauftragte zu ermächtigen, 'sich zur Kontrolle 
über die ordnungs,gemäße Einhaltung der Meldepflicht 
das Hausbuch vorlegen zu lassen. 

(2) Die Ermächtigung ist schriftlich zu erteilen und vor 
Einsicht in das Hausbuch yorzuweisen. 

V. Maßnahmen bei Verstößen gegen die Meldeordnung 

§ 27 Zuführungen 

Die Deutsche Volkspolizei kann Personen zuführen, die 
nach schriftli<Uler Aufforderung ihrer Meldepflicht nach 
den §§ 7, 8, 91 10, 23 und 24 nicht nachgekommen sind. 

§. 28 Ordnungsstrafbestimmungen 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1. der Pflicht zur An- oder Abmeldung nach § 7 Absätze 

1 oder 3, § 8; § 9 Abs.1, § 10 Abs. 1, § 16 Abs. 1, § 23 
Abs. 1, § 24 Abs. 1 nicht nachkommt, 

2. als Eigentümer, Besitzer oder Verwalter eines Hauses 
oder als Leiter von Gemeinschaftsunterkünften der 
Pflicht zur Führung des Hausbuches nicht nachkommt 
oder den Verlust eines Hausbuches der Deutschen 
Volkspolizei nicht meldet, , 

3. als Letter oder In.haber von Unteriiehmen, die dei: 
gewerbsmäßigen oder .gemeinnützigen Beherbergung 
dienen, als· Leiter von Zimmernachweisen: oder als 
privater Zimmervermieter sowie als Leiter der Ein­
richtuhgen von Religionsgemeinschaften 
a) kein Gästeverzeichnis führt oder die beherbergten 

Personen im Gästeverzeichnis nicht einträgt, wenn 
er zur Führung eines Gästeverzeichnisses verpflich­
tet ist, 

b) die Meldescheine der Beherbergungsstätten nicht 
innerhalb der festgelegten Frist nach Eintreffen 
des Gastes der Deutschen Volkspolizei .zustellt, 

c) es unterläßt, die Deutsche Volkspolizei über Tat­
sachen nach§ 17 Abs .. 3 unverzüglich zu verständi­
gen, 

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 M bis 
500 M belegt werden. 

(2) Wer sich vodätzlich nieht innerhalb der Meldefrist 
im Hausbuch ein- oder aflstragen läßt, .kann· mit Ver­
weis oder Ordnungsstrafe von 10 M bis 300 M belegt 
werden. 
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.(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens ob­
.liegt den Leitern der Dienststellen der De1,1tschen Volks­
polizei. 

(4) Bei. geringf~gigetl Ordn ungs>yidrigkei teri. gemäß den 
Absätzen 1 uhd 2 sind die dazu ermächtigten Angehöri­
gen der Deutschen Volkspolizei und bei: Verstößen ge­
mäß § 23 Abs.1 auch die ermächtigten Mitarbeiter der 
örtlichen Räte befugt, eine Verwarnung mit Ordnungs­
geld von 1 M bis 20 M auszusprechen. 

(5) Für . die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt 
das Gesetz vom 12. Januar 1!:168 zur Bekämpfung von 
Ordnungswidrigkeiten - OWG - (GBI. I Nr. 3 S.101). 

„ 
\ VI. Schlußbestimmungen· 

§ 29 Verkürzung- der Meldefristen 
und Festlegugn anderer Maßnahmen 

. Wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit es erfordern, kann der Minister des In­
nern und Chef der Deutschen Volkspolizei . 
1. für bestimmte Gebiete, Kreise oder Gemeinpen die 

Meldefris,ten verkürzen; 
2. anordnen, daß die polizeiliehe Abm.eldung in be­

stimmte Gebiete oder die polizeiliche Anmeldung in 
diesen Gebieten von einer besonderen Genehmigung 
abhängig gemacht wird. 

§ 30 nurchführungsbestimmungen 

Durchführüngsbestimmungen erläßt der Minister des 
Innern iind Chef der Deutschen Volkspolizei. 

C. Personalnachrichten 

Berufen: 

Pfarrer Jürgen Podszus aus Medow zum Pfarrer der 
Kirchengemeinde Barth und zum Superintendenten des 
Kfrchenkreises Barth mit Wirkung vom 1. September 
1981; eingeführt am 25. Oktober 1981. 

D. Freie Stellen 

E. Weitere Hinweise 

F. Mitteilungen für den kirchlichen D~enst 

Nr.3) Predigt von Bischof Dr. Gienke über Römer 11 
(33-35). 36 am 18. Oktober 1981 im Dom im Rah­
men eines Akademischen Gottesdienstes aus An­
laß des 525jährigen Jubiläums der Ernst-Moritz­
Arnd~-Universität Greifswald 

L i e b e G e m e.i n d e ! 

Unsere Gteifswalder . Universität .hat gestern den !525. 
Jahrestag ihres Bestehens festlich begangen, Sicherlich 
ist das kein so rundes Jubiläum wie vor 25 Jahreri; aber 
wir haben es alle nur zu nötig, unsere Gei;;chichte, in 
der wir leben, nicht zu vergessen; Und so freuen wir 
uns mit als christlicher Gemeinde .dieser Universitäts-

stadt, als die Gemeinde Jesu Christi, die an den ver~ 
schiedenen Sektionen und Fak:ultäten, als Studenten 
und Dozenten, als Mitarbeiter und Professoren verant­
wortlichen Anteil hat an Lehre und Forschung, an Ar­
beit und gesellschaftlicher Bedeutung unserer Greifs­
walder Universität, aber auch als die St. Nikolai-Ge­
meinde, die von Anfang an iri enger und lebendiger 
Verbundenheit mit ·dieser Universität gestanden hat. 
Wenn wir als christliche Gemeinde ein solches Jubilä­
um mit einem Gottesdienst feiern, so kommt darin zum 
Ausdruck, wem unser Dank. gilt, wem wir die Ehre 
geben, auf wen wir unsere Hoffnung für die Zukunft 
setzen, den einen heiligen, lebendigen Gott, von dem 
der Apostel Paulus bekennt: ,,o welch eine Tiefe des 
Reiclitums, beides, der Weisheit und der Erkenntnis 
Gottes! Denn von ihm und durch ihn und zu ihm sind 
alle Dinrge". · 

Ich möchte Sie einladen, unter de~ verlesefieh Wort 
des Apostels Paulus mit mir nachzudenke.n über den 
Begriff der Universität. Wer in einem Lexikon Aus­
kunft sucht, wird sogleich auf die lateinische· Grund·· 
form verwiesen, universitas. Und das wissen wir alle, 

. universitas, universum, das meint das Ganze; die Ge-
. samtheit des Lebens,' des Kosmos, des Lebensraumes, 
die Gesamtheit des Menschen, seines Denkens, Wollens, 
Erkennens, Fühlens. Mag man pedantisch hinzufügen · 
universitas · litterarum, die „Gesamtheit der Wissen­
schaften", und damit exaH;t beschreiben, mit welchen 
Mitteln in der Universität die Gesamtheit, das Ganze, 
anschaubar, erlebbar gemacht" wird, eben mit den Mit­
teln der Wissenschaft, so lebt doch die Idee der Uni­
versität von dem Wissen um das Ganze, von qer Ver­
antwortung für das Ganze, von dem Suchen des Gan- . 
zen. Und da sind wir 'beim Apostel Paulus. 

1. Wir suchen nach dem Ganzen 

Es ist eine tiefe Menschheitssehnsucht, sich nicht in 
Einzelheiten· zu verlieren, sondern zu 'erkennen, was 
die Welt im Innersten zusammenhält. 

Alle Naturbeobachtungen drängen deshalb immer wie­
der auf Weltbilder, die das einzelne zusammenfügen 
zu einem logischen und anschaulichen Mosaik. Und alle. 
wissenschaftliche Forschung drängt .darauf1 und weiß 
mittels Hypothesen, auch in unbekannte Raume der 
Natur und Erkenntnis Licht zu bringen, um sie dem 
Denken und Handeln des Menschen zu erschließen und 
sie zu integrieren, sie einzubeziehen in das. Ganze. Wir 
suchen nach dem Ganzen. Es ist ein uralter Trieb des 
Menschen. Wenn das Kind zu fragen beginnt,' warum, 
warum und sich mit keiner Antwort zufrieden rgibt und 
für sein Warum keine Grenzen' kennt, dann steht unser 
menschliches Suchen nach dem Ganzen sehr lebendig 
vor uns. Und wo die bisher üblichen Wissenschafts­
zweige nicht ausreichen, werden neue Wissenschaften 
geboren, Sozialwissenschaft, Ökonomie,, Psychologie, 
Politologie, Gesells~aftswissenschaft. Ja, wo die Wis­
senschaft überhaupt nicht ausreicht, · werden Welt­
anschauungen zur Hilfe genommen, nur um das Ganze 
von .Natur und Geschichte zu erkennen l,md dann auch 
bestimmen zu können. Unsere Universität und ihr Wir­
ken mögen uns als Spitzenleistungen menschlichen Qei­
stes in unserer Welt erscheinen~ Was mit der Universi­
tät aber gemeint ist, wohn.t in jedem von uns, in jedem 
Menschen. Wir suchen nach dem Ganzen. Aber wir 
kommen dabei nicht ans Ziel. So viel auch erkannt 
wird, wir bleib.en immer unterwegs, immer auf der 
Suche nach der JniVersitas. Die Idee der Universität ist 
nie alt, sondern stets brandaktuell. Wir suchen nach 
dem Ganzen. und bleiben auf der Suche. Warum ist das 
so? Paulus hat eine aufhorchende Bemerkung zu dieser 
Frage. „Denn von ihm und durch ihn und zu ihm sind 
alle Dinge." 
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2. Das Ganze gehört dem Einen 

Gott is~ d<1;s · Geheiii:inis dfs Ga~ize~, er .ist der Heilige, 
der Heilende. Was ist denn Hellsem anderes als Ganz·· 
sein. Die englische Sprache hat diese Gemeinschaft der 
Begriffe besser bewahr.t als i,uisere deutsche Sprache 
Holy -:- wh9le gehören g'anz eng zusammen, ganz wird 
alles durch den Einen. Hier leuchtet d.as· ganze GI.au:. 
bensbekenntnis der Christenheit auf. ;Darum ist und 
b}eibt unsere Welt' bei aller Zerrissenheit eins und sucht 
ihre Einh.eit, weil sie. ihr Leben täglich neu dei;n einen 
.Gott als ihrem Schöpfer und Erhalter verdankt~ .Eins 
darf die' Welt über alle Gräben des Mißtrauens, deq 
Hasses, der Vorurteile hinweg werden, weil der eir\e 
Gott seinen So\i.n am Kreuz sterben ließ, damit zusam­
men kommt, was zusammen. gehört, Gott pnd wir Men­
schen und, qamit wir Menschen -untereinander. Gott 
läßt sich das ·.Ganze, den Einen, seinen Sohn kosten und 
eröffnet damit der Welt neue Chancen des Lebens. In 
der Gemeinde wird schon heute über die Grenzen der 
Völker, Sprachen und Rassen hinweg der eine Lobpreis 
Gottes lebendig praktiziert und damit bezeugt: Das 
Ganze .gehört ctem Einen. Das wird auch zum Schlüssel 
aller Wissenschaft, die oft in lauter Teilbereiche siCh 
zu verlie.ren . Gefahr läuft .. 'Der Eine hält_ das Ganze 

· zusammen, Philosophie und Theologie, Medizin, Biolo:. · 
gie, Ethik, Pädagogik, Psychologie, Gesellschaftswissen­
schaften, Der Glaube bekennt, das Ganze gehört dem 
Einen. Ja, weit über. alle Wissenschaften hinaus gehört 
ihm alles, Politik und Ök~nomie, Leben und Sterben, 
Zeit und Ewigkeit. Und nuri beginnt plötzlich dieses 
alte 'Wort universitas zu leben. -tas bezeich.net ja nur 
eine Eigenschaft, bleibt universus, und hier spürt auch 
der,.'der die lateinische Sprache nicht kennt, wie zw.3i 
Worte zusammengefunden haben, versus,. wärts, heim­
wärts, das meint die Richtung, der man sich zugewendet 
,hat, und Uni, die Abkürzung im Studentenmund, ist 
n.ichts ljlnderes als der Dativ von unus, dem Einen, .uni­
versitas, dem Einen zugewandt sein. Ist das nicht etwas 
Großartiges, daß das alte Wort Universität eine Predigt· 
ist. Wissenschaftliches Bemühen heißt, dem Einen zu~ 
gewandt sein, dem Einen, der allein diesen Namen ver­
dient, dem Vater Jesu Christi. „Denn von ihm und 

durch ihn und zu ihm sind alle. Dinge. Ihm sei Ehre in 
E'Yiigkeit!" Damit ist ein Letztes ausgesagt. 

·: 3. Der Eine gibt dem Ganzen Sinn und Ziel 

Es }\atte schor:i ~einen Sinn, die Universität hier in einer 
Kirtj'le zu gründen. Wir haben die Zeiten hinter un:.> 
und stehen mitten darin, in denen jede Wissenschaft 
die sogenannte .Bevormundung durch den Glauben und 
die K.irche entschieden ablehnte und ablehnt. Mit Recht. 
Schrecklich, wenn kirchliche Institutionen und frommer 
Gemeindesinn alles im ·voraus oder im nachhersein 
besser weiß. Wir brauchen eine freie, eine wirklich 

· freie, fröhliche Suche nach Wahrheit und Erkenntnis 
erst recht .in unseren Wissenschaften. Aber eins hält 
der Glaube fest, Sinn und Zi~l. Alle 'Forschung und 
Lehre sind nicht in das Belieben der Wissenschaft. ge­
stellt . .Sie hat vielmehr dem Ganzen dem Ganzen einer 
Gesellschaft,_ dem Ganzen der · JYiehschheit zu dienen 
und darum genau so dem einzelnen und . seiner Ganz­
werdung. Alle Wi~senschaft hat letztlich der Einheit de~ 
Erkennens, der Ein.heit der' Welt, dem Heilsein: der Zu­
kunft zu dienen. Wir bekennen als Gemeinde Jesu 
Christi darum:, Das letzte Ziel - sicherlich heute oft 
noch als eine Utopie angesehen, abgelehnt, aber auch 
da und dort schon erahnt und erhofft - bleibt das 
Ganze in dem Ein.en zu finden, der keine abstrakte 
Größe ist, sondern 'Person und Name. „Ihm sei Ehre 
in Ewigkeit." Das setzt aller wissenschaftlichen Arbeit 

·Verantwortungsgrenzen. Ja, aber es gibt ihr zugleich 
letzte Freiheitund Würde, teilzuhaben an der Verherr­
lichung des einen Herrn. 

Universitas: Ein Ganzes . wird nur, was dem. Einen zu-
gewandt ist. · \ 

Das ist unser Wunsch und unsere Hoffnung für unsere 
geliebte Alma mater, die zudem. den Namen eines un­
serer pommerschen Pastoren trägt: Ernst-Moritz-Arhdt­
Universität. . ' 

Sei universitas, dem Einen zt,1gewandt. 
Ein Ganzes wird nur, was dem Einen zugewandt ist. 

Amen. 
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